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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Seegrenzen der Union im Mittelmeerraum Außengrenzen der 

Europäischen Union darstellen und sich im Unterschied zu den Landgrenzen nicht 

schließen lassen, und in der Erwägung, dass das Problem des Zustroms von Flüchtlingen 

dringend angegangen werden muss, um zu verhindern, dass die Flüchtlinge Opfer von 

Schleusern und mafiaartigen Organisationen werden; 

1. bringt seine Sorge darüber zum Ausdruck, dass die Zahl der Menschen, die ihr Leben bei 

dem gefährlichen Versuch, auf dem Weg in die EU das Mittelmeer zu überqueren, aufs 

Spiel setzen, dramatisch ansteigt; betont, dass das Mittelmeer die größte maritime 

Migrationsroute der Welt mit einem dichten Handelsverkehrsnetz ist; unterstreicht, dass 

die aktuelle Flüchtlingskrise die maritime Wirtschaft stark in Bedrängnis bringt, da sie 

ihren Anteil an der Belastung erhöht, vor allem betreffend die Sicherheit der 

Mannschaften und die Einhaltung der allgemeinen Sicherheitsvorschriften; vertritt die 

Auffassung, dass dieser Umstand bei den umfassenden Maßnahmen, mit denen die EU die 

mehrdimensionalen Probleme dieser Krise angehen will, gebührend berücksichtigt werden 

sollte, und diese daher die negativen Auswirkungen auf den Verkehrssektor mindern 

sollten; 

2. weist darauf hin, dass gemäß der UN-Flüchtlingskonvention1, dem UN-

Seerechtsübereinkommen2, dem SOLAS-Übereinkommen3 und dem SAR- 

Übereinkommen4 die Vertragsstaaten den Kapitän eines ihre Flagge führenden Schiffs 

verpflichten, jeder Person, die auf See in Lebensgefahr angetroffen wird, unabhängig von 

ihrer Nationalität oder Rechtsstellung und den Umständen, in denen diese Person 

gefunden wird, Hilfe zu leisten, dafür zu sorgen, dass sie eine medizinische 

Erstversorgung oder sonstige Behandlungen erhält, sie an einen sicheren Ort zu 

überführen und sich aktiv an Such- und Rettungsmaßnahmen auf See zu beteiligen, soweit 

der Kapitän ohne ernste Gefährdung des Schiffs, der Besatzung oder der Fahrgäste dazu 

imstande ist; betont, dass das Retten einer Person aus Seenot nicht nur eine internationale 

Verpflichtung ist, sondern auch eine moralische; 

3. fordert alle Hafen- und Seeverkehrsbehörden der Mitgliedstaaten und die Europäische 

Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) sowie insbesondere die Kapitäne von 

im Mittelmeer verkehrenden Schiffen auf, eine erhöhte Wachsamkeit gegenüber 

sämtlichen Booten mit möglicherweise gefährdeten Migranten und Flüchtlingen an Bord 

an den Tag zu legen; empfiehlt in dieser Hinsicht eine strikte Anwendung der Leitlinien 

der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation und des Hohen Flüchtlingskommissariats 

                                                 
1 VN-Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951. 
2 VN-Seerechtsübereinkommen von 1982, Artikel 98 ‘Pflicht zur Hilfeleistung’. 
3 Internationales Übereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, Regel 33 ‘Notmeldungen: 

Pflichten und Verfahren’. 
4 Internationales Übereinkommen über den Such- und Rettungsdienst auf See von 1979 in seiner abgeänderten 

Fassung. 
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der Vereinten Nationen (UNHCR) zur Behandlung aus Seenot geretteter Menschen1; 

4. weist darauf hin, dass im Zeitraum 1. Januar bis 31. Mai 2015 insgesamt 47 265 

Migranten aus dem Mittelmeer gerettet wurden, davon 13 475 von Handelsschiffen2; 

nimmt zur Kenntnis, dass in diesen fünf Monaten 302 Handelsschiffe aufgefordert 

wurden, ihre Route und ihren Kurs zu ändern, um an Rettungsmaßnahmen mitzuwirken, 

wobei 104 Schiffe letztendlich aufgefordert wurden, aufgrund der Dringlichkeit der 

Situation Migranten zu retten und an Land zu bringen; 

5. verleiht seinem Bedauern darüber Ausdruck, dass laut Angaben des UNHCR 3 allein 2015 

bisher mehr als 3 000 Menschen bei tödlich endenden Zwischenfällen auf See ihr Leben 

verloren; 

6. fordert den Rat dringend dazu auf, den von der Kommission am 9. September 2015 

vorgelegten und durch das Plenum des Parlaments am 17. September 2015 

angenommenen Vorschlag für die Umsiedlung von 120 000 Personen, die internationalen 

Schutzes bedürfen, anzunehmen und fortwährend den möglichen zusätzlichen 

Schutzbedarf von Flüchtlingen zu bewerten; 

7. betont, dass, wenngleich die Hauptverantwortung bei den Mitgliedstaaten liegt, 

Handelsschiffe sich sowohl in Bezug auf Volumen als auch in Bezug auf Aktivität an 

vorerster Front bei Such- und Rettungsoperationen befinden; weist darauf hin, dass 

Handelsschiffe nicht ausgerüstet und ihre Mannschaften nicht ausgebildet wurden, um sie 

ausreichend auf eine systematische Beteiligung an solch umfangreichen 

Rettungsmaßnahmen vorzubereiten; 

8. erinnert daran, dass Unterstützung für Rettungsmaßnahmen, die von Handelsschiffen und 

ihren Mannschaften geleistet wird, nicht Hilfe für Migranten auf See ersetzen sollte, die 

weiterhin von den zuständigen Behörden in der EU und den Mitgliedstaaten geleistet 

werden muss, die die erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen bereitstellen 

müssen; würdigt und begrüßt die bemerkenswerten und großzügigen Beiträge der 

humanitären Organisationen in den Gewässern des Mittelmeers bei der Rettung von 

Booten und durch den Einsatz von Schiffen, vor allem derjenigen im Besitz von Ärzte 

ohne Grenzen und der Migrant Offshore Aid Station (MOAS); 

9. nimmt zur Kenntnis, dass mögliche wirtschaftliche und juristische Konsequenzen für die 

Rettungsschiffe und ihre Besitzer einige Schiffe davon abhalten können, Hilfe zu leisten; 

ruft die Mitgliedstaaten dazu auf, nicht diejenigen zu bestrafen, die Migranten aus 

humanitären Gründen freiwillig helfen, darunter Verkehrsunternehmen und Besitzer von 

Schiffen; ruft die Kommission dazu auf, eine Überarbeitung der Richtlinie 2001/51/EG 

des Rates vorzuschlagen; 

10. ist besorgt, dass die Situation im Mittelmeer, das bereits von einer humanitären Tragödie 

zeugt, zu Unfällen und Todesfällen, sowohl für Migranten als auch für 

Schiffsmannschaften, führen und auch Risiken in Bezug auf die maritime Sicherheit und 

                                                 
1 Entschließung MSC 167(78) der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation und Leitlinien zur Behandlung aus 

Seenot geretteter Personen in Bezug auf Migranten und Flüchtlinge. 
2 Laut Statistiken des Verbands der Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (ECSA). 
3 http://data.unhcr.org/mediterranean/regional.php 
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die Umwelt nach sich ziehen kann, da Schiffe und ihre Mannschaften nicht ausreichend 

für solche Such- und Rettungsmaßnahmen, die nicht ihre normalen Tätigkeiten sind, 

vorbereitet werden können; 

11. begrüßt die Mitteilung der Kommission mit dem Titel ‘Die Europäische 

Migrationsagenda’ (COM (2015)0240) und fordert mit Nachdruck alle Mitgliedstaaten 

dazu auf, ihrer Verantwortung nachzukommen, sowohl auf nationaler Ebene als auch auf 

Ebene der EU adäquate und umgehende Maßnahmen zu ergreifen, um weitere Notfälle 

mit Menschen im Mittelmeer zu verhindern und sicherzustellen, dass die internationalen 

und ethischen Verpflichtungen im Einklang mit den Grundsätzen der Solidarität und der 

gemeinsamen Verantwortung erfüllt werden; fordert die EU und die Mitgliedstaaten 

dringend dazu auf, eine wirksame und nachhaltige Lösung für die aktuellen 

Unzulänglichkeiten im EU-Migrationssystem zu finden, die eigentlichen Ursachen der 

aktuellen Zuwanderungskrise anzugehen und das Ablegen weiterer Schleuserschiffe sowie 

weitere Todesfälle im Mittelmeer zu verhindern; vertritt die Auffassung, dass die 

Maßnahmen auf Ebene der EU umfassend sein und zu einer kontrollierten, lenkbaren, 

sicheren und legalen Migration führen sollten; 

12. ist tief besorgt über die anhaltende Migrationskrise im Mittelmeerraum, vor allem die 

humanitären Aspekte, aber auch die Auswirkungen auf den Seeverkehr von Passagier-, 

Kreuzfahrt- und Frachtschiffen, die Sicherheit der Schiffe und ihrer Mannschaften und 

Fracht sowie die Sicherheit des Seeverkehrs generell; 

13. ist der Ansicht, dass der Kampf gegen das Schleusen von Migranten nicht die Freiheit der 

Schifffahrt einschränken darf; 

14. fordert die Mitgliedstaaten, den Rat und die Kommission in Erwartung der notwendigen 

mittel- und langfristigen Maßnahmen auf, weiterhin die Finanzmittel für ausreichende 

Such- und Rettungsmaßnahmen im Mittelmeerraum aufzustocken und den Aktionsbereich 

für die aktuellen Maßnahmen in Absprache mit den zuständigen Behörden auszuweiten, 

so dass Sicherheit und Grundrechte sowohl der Migranten und Personen, denen 

internationaler Schutz zusteht und die nach Europa gelangen wollen, als auch der im 

Mittelmeer tätigen Schiffsmannschaften gewährleistet werden können; 

15. fordert die Durchführung strenger Kontrollen bezüglich der tatsächlichen Verwendung der 

Mittel, die für Rettungsmaßnahmen und Aufnahmeeinrichtungen bereitgestellt werden, 

um deren korrekten und gezielten Einsatz sicherzustellen und zu vermeiden, dass sie 

unrechtmäßig verwendet werden; 

16. fordert die EU-Behörden und die Mitgliedstaaten auf, die bestehenden Überwachungs- 

und Informationssysteme für den Schiffsverkehr im Mittelmeer umfassend einzusetzen, 

aktuelle Informationen über den Schiffsverkehr an den Küsten der EU zu sammeln und 

die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Seeverkehrsbehörden wie 

Verkehrssicherheits- und Marinebehörden sowie Küstenwachen auszubauen, falls 

notwendig mittels Verstärkter Zusammenarbeit gemäß Artikel 20 des Vertrags über die 

Europäische Union und Artikel 329 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union, um die Aufgaben in Bezug auf die Seeverkehrssicherheit besser zu 

koordinieren und wahrzunehmen, zum Zerschlagen von Schleusernetzen und zu der 

Beschlagnahmung von Booten, die zu diesen Netzen gehören, beizutragen sowie in 

Echtzeit den Überblick zu behalten, um so die Rettungsmaßnahmen zu unterstützen; 
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unterstreicht die Beteiligung der EMSA als Anbieter integrierter maritimer Leistungen zur 

Unterstützung von Such- und Rettungsmaßoperationen im Mittelmeerraum, eine Rolle, 

die ausgeweitet werden sollte; 

17. betont, dass die Mitgliedstaaten und die beteiligten Behörden eine reibungslose 

Anlandung der geretteten Flüchtlinge und Migranten im gewählten Seehafen von den 

Schiffen, die an einer Rettungsoperation mitgewirkt haben, sicherstellen müssen; 

18. betont, dass die Mannschaften von an einer Rettungsoperation beteiligten Passagier-, 

Kreuzfahrt- und Frachtschiffen die Arbeit der Beamten, die für die Kontrolle der 

Migranten in Mitgliedstaaten an EU-Außengrenzen verantwortlich sind und von Frontex 

koordiniert werden, ungeachtet ihrer Entscheidung im Einklang mit den Gesetzen des 

Mitgliedstaats oder EU-Recht, in keinem Fall erschweren oder behindern dürfen; 

19. betont, dass die Kapazitäten und Kompetenzen von Frontex schnell verstärkt werden 

müssen; 

20. fordert alle in die Lage im Mittelmeerraum involvierten Parteien auf, sich um Lösungen 

für die Flüchtlingskrise zu bemühen, was Anstrengungen einschließt, Verbesserungen 

bezüglich der Sicherheit und der Grundrechte der Flüchtlinge in ihren Heimatländern zu 

erzielen; ermutigt die EU und ihre Mitgliedstaaten, Unterstützung und Ressourcen für die 

am stärksten betroffenen Mitgliedstaaten anzubieten, Lösungen für die eigentlichen 

Ursachen von Massenmigration zu finden, die Zusammenarbeit mit nicht der EU 

angehörenden Mittelmeeranrainerstaaten wie der Türkei, Libyen, dem Libanon und 

Jordanien beim Austausch von Informationen, bei der Einrichtung gemeinsamer Such- 

und Rettungsmaßnahmen, Grenzkontrollen, der Überwachung und Förderung von 

Abkommen zur Steuerung der Migration zu stärken und gegen Menschenhändler, 

Verantwortliche und kriminelle Netzwerke von Schleusern mittels harter Strafen 

vorzugehen; 

21. fordert die Kommission auf, eine Arbeitsgruppe mit Mitgliedern der zuständigen 

Behörden der Mitgliedstaaten, der humanitären Organisationen vor Ort, der Agenturen der 

EU und der VN zu bilden, um dringend Beförderungsmittel für die Flüchtlinge zu 

schaffen und sichere und legale Routen sowohl an Land als auch auf See einzurichten, 

über die eine Beförderung der Asylsuchenden und Flüchtlinge vom Konfliktgebiet in die 

Flüchtlingslager sowie in die Bestimmungsstaaten unter sicheren und menschenwürdigen 

Bedingungen möglich ist; weist darauf hin, dass legale und geregelte Kanäle für die 

Migration eröffnet werden müssen, wobei die Verantwortung auf die 28 Mitgliedstaaten 

aufzuteilen ist; 

22. weist darauf hin, dass die temporäre Wiedereinführung von Grenzkontrollen durch 

mehrere Mitgliedstaaten das normale Schengen-System mit offenen EU-Binnengrenzen 

und der Freizügigkeit von Personen gefährdet, eine Verschlechterung der Bedingungen für 

die Flüchtlinge an den Grenzen bewirkt und das Funktionieren des Transportwesens in der 

EU einschränkt, darunter die Beförderung von Passagieren; ruft die Kommission dazu auf, 

entsprechende schnelle Instrumente und Lösungen zu entwickeln, damit das reibungslose 

Funktionieren von Transportsystemen und die Freizügigkeit von Personen, darunter 

Fahrgastrechte, aufrechterhalten werden; 

23. betont, wie wichtig es ist, eine Infrastruktur und ein System zu schaffen, um zu 
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antizipieren, welcher Bereich der Außengrenzen der EU als nächster mit drastisch 

verstärkten Migrationsströmen konfrontiert sein wird, und sich auf diese vorzubereiten. 
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